
Krankenversicherung: (Hohe) Einkünfte gefährden  
die Familienversicherung  
 
| Gesetzlich Krankenversicherte können ihre Kinder und ihren Ehegatten unter bestimmten 
Voraussetzungen kostenfrei mitversichern. Eine Voraussetzung ist, dass die monatliche 
Einkommensgrenze für die Familienversicherung nicht überschritten wird. Diese beträgt  
445 EUR in 2019. Wird eine geringfügige Beschäftigung ausgeübt, beträgt die 
Einkommensgrenze 450 EUR monatlich. Wie wichtig es ist, die Einkommensgrenze einzuhalten, 
musste jüngst eine Ehefrau vor dem Sozialgericht Düsseldorf erfahren. | 
 

Sachverhalt 

Eine Ehefrau war über ihren Ehemann familienversichert und bei diesem geringfügig beschäftigt. 
Nach Prüfung der Steuerbescheide ging die Krankenkasse davon aus, dass die Frau ein 
wesentlich höheres Einkommen gehabt habe. Denn sie habe Einkommen aus Vermietung und 
Verpachtung erwirtschaftet, das sie verschwiegen habe. Daraufhin wurde die 
Familienversicherung rückwirkend in eine beitragspflichtige Mitgliedschaft umgewandelt. 
 
Dagegen wandte die Ehefrau Folgendes ein: Formal sei sie zwar Miteigentümerin von drei 
Immobilien. Die Mietzahlungen für diese Immobilien würden jedoch allein ihrem Ehemann 
zustehen. Die Zusammenveranlagung im Steuerrecht sei für die Sozialversicherung nicht 
verbindlich. 

 
Nach der Entscheidung des Sozialgerichts Düsseldorf (Revision anhängig) sind der Ehefrau als 
Miteigentümerin die Hälfte der Mieteinnahmen zuzurechnen. Die einkommensteuerrechtliche 
Zuordnung ist dabei maßgeblich. Denn die Ehefrau kann sich nicht durch unterschiedliche 
Angaben beim Finanzamt und bei der Krankenkasse die jeweiligen Vorteile „herauspicken“. Da 
die Ehefrau ihre Einnahmen verschwiegen hat, ist ihr Vertrauen in den Bestand der 
Familienversicherung auch nicht schützenswert gewesen. 
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